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// Im Blickpunkth

Auf der Tagesordnung der Bundesrats-Sitzung am 4.7.2008 standen u.a. der Gesetzentwurf des BilMoG im ersten Durchgang

sowie die zustimmungspflichtigenFinanzmarktgesetzeMoRaKGundRisikobegrenzungsgesetz, die am27.6.2008 vomBundes-

tag verabschiedetwordenwaren (vgl. dazu auchden „Standpunkt“ vonHaarmannauf dieser Seite). Die EmpfehlungenderAus-

sch�sse zur Stellungnahme des Bundesrats zum BilMoG (BR-Drs. 344/1/08) k�nnen Sie unter www.bundesrat.de (Top 33 der

846. Sitzung) abrufen. �ber das Ergebnis der Sitzung, die nach Redaktionsschluss f�r dieses Heft stattfand, werden Sie unter

www.betriebs-berater.de so schnellwiem�glichundnat�rlich auch inder kommendenWocheandieser Stelle informiert.

Gabriele Bourgon, Ressortleiterin Bilanzrecht und Betriebswirtschaft

St�ndige Mitarbeiter in Bilanzrecht und Betriebswirtschaft: Prof. Dr. Thomas Berndt (tb), St. Gallen; Prof. Dr. Michael Hommel, Frankfurt a.M; Prof. Dr. Karlheinz K�ting, Saarbr�cken;
Dr. Norbert L�denbach, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Volker H. Peem�ller, Erlangen-N�rnberg; Prof. Dr. Jens W�stemann, M. S. G., Mannheim

// Standpunkt /
von Prof. Dr. WilhelmHaarmann, RA, WP,

StB, Haarmann Partnerschaftsgesellschaft,

Frankfurt

MoRaKGundRisikobegrenzungs-
gesetz: Kein Ruhmesblatt f�r den
Gesetzgeber

Im Koalitionsvertrag vom 11.11.2005 wurde

ein Private-Equity-Gesetz angestrebt. Ein sol-

ches Gesetz liegtmit demGesetz zurModerni-

sierung der Rahmenbedingungen f�r Kapital-

beteiligungen (MoRaKG) nicht vor. Die im Mo-

RaKG kreierte Wagniskapitalbeteiligungsge-

sellschaft (WKBG) wird voraussichtlich vom

Markt nicht angenommen. Die WKBG ist hin-

sichtlich der Rechtsformen, in die sie investie-

ren darf, der L�nder, in denen Wagniskapital-

beteiligungen eingegangen werden d�rfen,

des Alters und der Gr�ße der Gesellschaften,

die als Zielgesellschaften in Betracht kommen,

zu sehr begrenzt. Die Regelung zur steuerli-

chen Transparenz ist missgl�ckt, da sie sogar

enger gefasst ist als die ansonsten geltende

Verwaltungsanweisung. Der einzige Vorteil,

die Erhaltung von Verlustvortr�gen bei Erwerb

durch WKBGs unter bestimmten Umst�nden,

ist eine Regelung, bei der man nicht versteht,

dassnurWKBGs sie nutzen k�nnen.

Der neue Freibetrag f�r Gewinne aus der Ver-

�ußerung von Anteilen an Zielgesellschaften

ist so kompliziert und so eingeschr�nkt ge-

staltet, dass ein Anstieg der Investitionen

durch Business Angels aufgrund dessen nicht

zu erwarten ist.

DasRisikobegrenzungsgesetzunddasMoRaKG

werden von den Parlamentariern immer in ei-

nem Zusammenhang gesehen, der aber nicht

besteht. Das Risikobegrenzungsgesetz be-

sch�ftigt sichweitestgehendmit b�rsennotier-

ten Gesellschaften und mit dem Kreditverkauf

durch Banken. Private Equity findet fast aus-

schließlich im außerb�rslichen Bereich statt.

Bis auf wenige sinnvolle Regelungen im Risi-

kobegrenzungsgesetz und zu den Unterneh-

mensbeteiligungsgesellschaften h�tte man

uns das Risikobegrenzungsgesetz und das

MoRaKG besser erspart. Der Finanzstandort

braucht weiterhin ein Private-Equity-Gesetz.

Rechnungslegung
Wir werten f�r Sie die Homepages von BMF, BMJ,

DRSC, DPR, BaFin, IASB, FASB, SEC und EU aus.

DPR: Rund ein Drittel aller kapitalmarkt-

orientierten Unternehmen gepr�ft

Anl�sslich ihres dreij�hrigen Bestehens hat die

DeutschePr�fstelle f�rRechnungslegung(DPR)Bi-

lanz gezogen: Seit Aufnahme der Pr�ft�tigkeit am

1.7.2005 wurden die Jahresabschl�sse von insge-

samt 314Unternehmen auf die�bereinstimmung

mit den internationalen Rechnungslegungsvor-

schriften gepr�ft. Das ist etwa ein Drittel der rund

1000 Unternehmen, deren Wertpapiere auf dem

deutschen Kapitalmarkt zugelassen sind. Dabei

wurdenbei72 Jahresabschl�ssenwesentlicheVer-

st�ße gegen die gesetzlichen Vorgaben festge-

stellt. IndreiViertelderF�llewarenkleineundmitt-

lere Unternehmen mit einem Jahresumsatz unter

250Mio. Euro betroffen. „H�ufigste Fehlerursache

sind die sehr komplizierten internationalen Bilan-

zierungsstandards (IFRS), die gerade kleine und

mittlere Unternehmen sowie ihre Pr�fgesellschaf-

ten teilweise �berfordern“, soHerbertMeyer, Pr�si-

dent der DPR. Die ausf�hrliche Pressemitteilung

finden Sie unter www.frep.info.

EFRAG: Entwurf der Stellungnahme zu IASB-

Diskussionspapier

-tb- Die European Financial Reporting Advisory

Group (EFRAG) hat den Entwurf ihrer Stellung-

nahme zum IASB-Diskussionspapier „Financial

Instruments with Characteristics of Equity“ ver�f-

fentlicht. Das Diskussionspapier des IASB gilt als

erster Schritt zur grundlegenden �berarbeitung

von IAS 32. Der Entwurf einer Stellungnahme

kann bis zum 5.9.2008 kommentiert werden. Der

Text ist abrufbar unter www.efrag.org.

IASB: IFRS-Klassifizierung f�r XBRL 2008

ver�ffentlicht

-tb- Die IASC-Foundation hat die Ver�ffentlichung

der IFRS Taxonomy 2008 bekannt gegeben. Dabei

handelt es sich um die Klassifizierung der gesam-

ten IFRS im XBRL-Format. Sie steht zum kostenlo-

senDownloadunterwww.iasb.orgbereit.

Wirtschaftspr�fung
Wir werten f�r Sie die Homepages von IDW, WPK,

APAK, IFAC, AICPA, PCAOB, EU und FEE aus.

IDW: Neue Rechnungslegungshinweise

Nach Abstimmung mit dem Fachausschuss Recht

(FAR) hat der Hauptfachausschuss (HFA) des Ins-

tituts der Wirtschaftspr�fer e.V. (IDW) am 13.6.

2008 verabschiedet:

– IDW-Rechnungslegungshinweis „Bestandsauf-

nahme im Insolvenzverfahren“ (IDW RH HFA

1.010),

– IDW-Rechnungslegungshinweis „Insolvenzspe-

zifische Rechnungslegung im Insolvenzverfah-

ren“ (IDWRHHFA1.011),

– IDW-Rechnungslegungshinweis „Externe (han-

delsrechtliche) Rechnungslegung im Insolvenz-

verfahren“ (IDWRHHFA1.012).

Ziel der drei Verlautbarungen ist eine zusammen-

fassende und systematisierte Darstellung der An-

forderungen an die Rechnungslegung und Doku-

mentation der Verm�gens- und Schuldenmasse in

der Insolvenz,derAnforderungenandie insolvenz-

spezifischeRechnungslegungundderAnforderun-

gen an die externe handelsrechtliche Rechnungs-

legung im Insolvenzverfahren. Adressaten der drei

Verlautbarungen sind nicht nur Wirtschaftspr�fer,

sondernauchandereamInsolvenzverfahrenBetei-

ligte, wie Schuldner, Insolvenzverwalter und Mit-

glieder des Gl�ubigerausschusses. Die Verlautba-

rungen werden in K�rze in den IDW-FN und im

Supplement 3/2008 derWPg ver�ffentlicht.
(Quelle: www.idw.de)
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